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16 Gewalt in der Versorgung von 
Pflegebedürftigen
Beate Blättner und Henny Annette Grewe

Abstract

Gewalt in der Pfl ege kann schwerwiegende Folgen für die gesundheitsbezogene 
Lebensqualität Pfl egebedürftiger und für die Arbeitszufriedenheit der Pfl ege-
kräfte haben. Prävalenzen sind kaum solide zu erheben; das Wissen um die 
Wirksamkeit von Prävention ist unzureichend. In den deutschen Versorgungs-
strukturen werden einige Anstrengungen zur Prävention unternommen. Es ist 
unklar, inwieweit sie erfolgreich implementiert sind. Für die stationäre Pfl ege 
kann das Präventionsgesetz neue Impulse bringen.

Violence in nursing contexts may have a serious impact on the health related 
quality of life of people in need of care and on job satisfaction of nurses. The 
validity of prevalence data is limited, little is known about the effects of preven-
tive measures. Some efforts towards prevention are made within the German 
health care system, but it remains unclear whether these strategies are imple-
mented successfully. The “prevention act” may give impulses for long-term-
care facilities.

16.1 Gewalt gegen Pflegebedürftige

Einem Teil der mehr als 2,6 Millionen nach der Defi nition des SGB XI Pfl egebe-
dürftigen in Deutschland widerfährt emotionale, körperliche oder sexualisierte Ge-
walt oder Vernachlässigung durch Pfl egekräfte, pfl egende Angehörige oder andere 
Pfl egebedürftige im ambulanten oder stationären Bereich. Gewalt gegen Pfl egebe-
dürftige ist ein komplexes Phänomen mit unterschiedlichen Settings, Tätern, For-
men und Kontexten (Abbildung 16–1).

Die Weltgesundheitsorganisation definiert Gewalt gegen Ältere ausschließlich 
aus der Perspektive des Schadens unabhängig von der Absicht der handelnden Per-
son als „a single, or repeated act, or lack of appropriate action, occurring within any 
relationship where there is an expectation of trust which causes harm or distress to 
an older person“ (Krug et al. 2002). Gewalt gegenüber Pflegebedürftigen kann mit 
oder ohne Absicht, situativ oder situationsübergreifend erfolgen (Görgen et al. 
2009).

In Praxis und Forschung wird „Gewalt in der Pflege“ oft auf freiheitsentzie-
hende Maßnahmen reduziert. So relevant dieses Thema für den Erhalt der Men-
schenwürde Pflegebedürftiger ist – freiheitsentziehende Maßnahmen, soweit sie 
vermeidbar wären, sind zwar eine Form von Gewalt, beschreiben aber nur einen 
Teil des Problems (Abbildung 16–1).
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Gewaltwiderfahrnisse sind mit teils schwerwiegenden Folgen für die psychische 
und physische Gesundheit Pflegebedürftiger verbunden, reduzieren deren Lebens-
erwartung und schmälern die gesundheitsbezogene Lebensqualität (Castle et al. 
2015; Sethi et al. 2011; Soares et al. 2010). Gewalt gegen Pflegebedürftige ist ein 
Verstoß gegen Menschenrechte (Schempp et al. 2012).

Es liegen keine verlässlichen Daten dazu vor, wie hoch der Anteil Betroffener 
ist, denn Prävalenzstudien sind rar und haben aufgrund des Forschungsgegen-
standes systematische Fehlerquellen: Pflegebedürftige können aufgrund kognitiver 
Einschränkungen oder bedingt durch ihre Multimorbidität oft nicht direkt zu Ge-
waltwiderfahrnissen befragt werden. Zudem scheuen sie sich, über Gewaltwider-
fahrnisse durch die Personen zu sprechen, von denen sie abhängig sind (Görgen et 
al. 2009). Anzeichen für Gewaltfolgen wie Hämatome oder Ängstlichkeit können 
auch andere Ursachen haben und eignen sich nicht als verlässliche Datenquelle. 

Am ehesten wird die Häufigkeit von Gewalthandlungen durch Pflegende nach 
Selbst- und Fremdangaben erfasst. Selbstangaben aus der Täterperspektive der 
Pflegenden benennen aber eher nicht-intendierte Formen von Gewalt. Fremdanga-
ben durch Angehörige oder andere Beschäftigte sind nicht über alle potenziell ge-
waltgeprägten Situationen möglich, denn Gewalt erfolgt oft ohne Zeugen. Insge-
samt lassen diese Untersuchungsdesigns keine Aussagen zur Anzahl Pflegebedürf-
tiger zu, denen Gewalt widerfahren ist. Solche Studien in stationären und ambu-
lanten Settings sind zudem aufgrund unterschiedlicher Operationalisierungen von 
Gewalt kaum vergleichbar. 

Dennoch lassen internationale Übersichtsarbeiten (Daly et al. 2011; Castle et al. 
2015) sowie für Deutschland vor allem die Arbeiten von Görgen und Kollegen die 
Annahme zu, dass Gewalt gegen Pflegebedürftige kein seltenes Phänomen ist. Sta-
tionär Pflegebedürftige scheinen besonders vulnerabel zu sein.

In einer Befragung von 361 Pflegekräften in stationären Einrichtungen berichte-
ten 72 % über sich selbst, in den letzten zwölf Monaten mindestens eine Form von 
Gewalt gegenüber den ihnen anvertrauten pflegebedürftigen Personen ausgeübt zu 
haben. 54 % der Pflegekräfte berichteten von psychischen Misshandlungen oder 
verbalen Aggressionen, ebenso viele von pflegerischer Vernachlässigung. 24 % be-
richteten von körperlicher Gewalt; überwiegend handelte es sich um grobes Anfas-

Abbildung 16–1
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sen während pflegerischer Tätigkeiten, selten um typische Formen interpersoneller 
Gewalt wie Schlagen oder Schubsen. Sexuelle Belästigung wurde nicht berichtet. 
71 % der Pflegekräfte berichteten in der gleichen Studien davon, entsprechendes 
Verhalten von Kolleginnen beobachtet zu haben, darunter 62 % psychische Miss-
handlung, 60 % pflegerische Vernachlässigung, 35 % physische Misshandlung und 
1 % sexuelle Belästigung (Görgen 2010).

In einer Befragung von 427 Beschäftigten ambulanter Pflegedienste berichteten 
40 % ein eigenes problematisches Verhalten gegenüber Pflegebedürftigen innerhalb 
der letzten zwölf Monate. 21 % gaben verbale Aggressionen und Formen psychi-
scher Misshandlung an, 19 % pflegerische Vernachlässigung, 9 % auch körperliche 
Gewalt (Rabold und Görgen 2013).

In einer Studie von Thoma et al. (2004) gaben 68 % der 888 befragten pfle-
genden Angehörigen von Demenzkranken an, eine Form von Gewalt ausgeübt zu 
haben. 48 % berichteten von abfälligen Bemerkungen, 28 % von Einschüchte-
rungen, 39 % von „härterem Anfassen“ und 25 % von Einschränkungen der Bewe-
gungsfreiheit. 

Als gewaltbegünstigender Faktor wird oft vor allem das Gefühl von Überforde-
rung der Pflegenden, z. B. aufgrund von erkrankungsbedingten Besonderheiten der 
Pflegebedürftigen, diskutiert. Dies ist allerdings nicht die einzige Ursache. Görgen 
(2010) berichtet aus seiner Studie in der stationären Pflege, dass Pflegekräfte von 
ihnen ausgeübte körperliche Gewalt als Reaktion auf aggressives Verhalten der 
Pflegebedürftigen, als Ausübung von Zwang im Rahmen von Pflegehandlungen 
oder als nicht intendiert interpretieren. Von Zeugen wurden aber auch Fälle krimi-
nellen Unrechts berichtet. 

Für die ambulante Pflege ermittelten Rabold und Görgen (2013) als Risikofak-
toren a) die Häufigkeit, mit der Pflegekräfte selbst körperlichen, psychischen und 
sexuellen Übergriffen ausgesetzt waren, b) ob Alkohol als Mittel zur Bewältigung 
beruflicher Belastungen eingesetzt wurde, c) inwieweit die Pflegekräfte regelmäßig 
eine große Zahl dementiell Veränderter zu versorgen hatten und d) ob sie insgesamt 
die Qualität der Versorgungsleistungen des Dienstes als gering einschätzten. Für die 
familiäre Pflege konnten insbesondere problematische Beziehungen zwischen Pfle-
genden und Pflegebedürftigen, eine prekäre finanzielle Lage, mangelnde Qualifika-
tion für die pflegerische Tätigkeit und Substanzmittelmissbrauch der Pflegenden als 
Risikofaktoren identifiziert werden (Nägele et al. 2010; Sethi et al. 2011). Auch 
Arbeitsbedingungen in der Versorgung wie Personalmangel, inadäquate Ausbil-
dung, Arbeitsklima oder stresserzeugende Arbeitsbedingungen insgesamt (Schempp 
et al. 2012) oder gesellschaftliche Einstellung zu Gewalt, zu Alter und zur Pflege 
sind als begünstigende Faktoren zu diskutieren. 

16.2 Gewalt durch Pflegebedürftige

Gewalt gegen Pfl egebedürftige kann auch von anderen Pfl egebedürftigen ausgehen 
(Abbildung 16–1). Ergebnisse zur Gewalt von Pfl egebedürftigen gegenüber Pfl ege-
bedürftigen liegen insbesondere aus einer Befragung von 4 451 Beschäftigten in der 
stationären Pfl ege in den USA vor. 94 % der Befragten gaben an, in den letzten drei 
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Monaten beobachtet zu haben, wie Bewohner andere Bewohner durch Verhaltens-
weisen wie Schubsen oder Kneifen körperlich attackierten, 97 % beobachteten An-
schreien der Bewohner (Castle 2012). 

Gewalt von Pflegebedürftigen gegenüber Pflegekräften ist ein relevanter Risi-
kofaktor für gewalttätiges Verhalten der Pflegekräfte und zugleich eine relevante 
Arbeitsbelastung für sie. Solche Ereignisse können direkt oder indirekt durch Kon-
zentrationsmängel zu Arbeitsunfällen führen, die Arbeitszufriedenheit beeinträchti-
gen, das Risiko emotionaler Erschöpfung steigern und damit die Arbeitsunfähig-
keitsquote erhöhen oder die Verweildauer im Beruf verkürzen. Gewalt kann damit 
den Mangel an Pflegekräften in einer alternden Gesellschaft steigern. 

Auch hier gilt, dass Gewalt nicht immer berichtet wird und Studien mit unter-
schiedlichen Operationalisierungen von Gewalt arbeiten, was die Vergleichbarkeit 
erschwert (Franz et al. 2010; Zeh et al. 2009). Untersuchungen aus dem angloame-
rikanischen Raum und Europa kommen zum Ergebnis, dass zwischen 61 % und 
90 % der Pflegekräfte in der Altenpflege innerhalb von zwölf Monaten verbal ange-
griffen werden und 36 % bis 84 % körperlicher Gewalt ausgesetzt sind (Zeh et al. 
2009; Boldt et al. 2007). In einer Befragung von 1 973 Beschäftigten aus Behinder-
teneinrichtungen, allgemeinen Krankenhäusern sowie ambulanten und stationären 
Pflegeeinrichtungen in Deutschland berichteten 78 % aller Beschäftigten mit di-
rektem Patienten- bzw. Klientenkontakt von verbaler und 56 % von körperlicher 
Gewalt in den letzten zwölf Monaten (Schablon et al. 2012). Daten aus der Versor-
gung Pflegebedürftiger lassen sich daraus extrahieren: In der stationären Altenpfle-
ge gaben 71 % der Beschäftigten in der direkten Versorgung Erfahrungen mit ver-
baler und 63 % mit körperlicher Gewalt im gleichen Zeitraum an. In der ambulanten 
Pflege betrug die Zwölf-Monats-Prävalenz verbaler Gewalt 78 % und die körper-
licher Gewalt 40 %. Sexuelle Belästigung berichteten etwa 12 % der Beschäftigten 
in der stationären und ambulanten Altenpflege (siehe Tabelle 16–1).

Die Ursachen für aggressives Verhalten pflegebedürftiger Menschen werden 
überwiegend in ihrem Erkrankungsspektrum gesehen, das z. B. dazu führen kann, 
dass sie sich von pflegerischen Aktivitäten bedroht fühlen oder sich gegen von ih-
nen als Übergriff empfundene Handlungen wehren. Aber auch Persönlichkeits-
eigenschaften oder Rahmenbedingungen vor allem institution alisierter Pflege kön-
nen Ursachen oder auslösende Faktoren sein.

Tabelle 16–1

Gewalt gegen Pflegekräfte, 12-Monats-Prävalenz

Stationäre Pflege Ambulante Pflege

Verbale Gewalt 71 % 78 %

Körperliche Gewalt 63 % 40 %

Sexuelle Gewalt 12 % 12 %

Quelle: Schablon et al. 2012; eigene Darstellung
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16.3 Wissen um die Wirksamkeit von Prävention

Der Erkenntnisstand zur Wirkung präventiver Interventionen kann nicht zufrieden-
stellen. Bislang ist es nicht gelungen, die Wirksamkeit der in der Praxis verfolgten 
Ansätze zur Prävention von Gewalt gegenüber Pfl egebedürftigen in einem robusten 
Design unter Alltagsbedingungen nachzuweisen, auch wenn die Studien Hinweise 
auf eine mögliche Wirksamkeit geben.

Ein vergleichsweise aktuelles Rapid Evidenz Assessment (REA) zur Gewaltprä-
vention in der Pflege konnte lediglich eine kontrollierte Studie aus Taiwan zur 
Wirksamkeit eines Schulungsprogramms für Pflegekräfte identifizieren und kommt 
zu dem Schluss, dass diese Studie aufgrund erheblicher methodischer Schwächen 
und fraglicher Übertragbarkeit auf den deutschen Versorgungskontext keine zu-
verlässigen Schlüsse über die Wirksamkeit der Intervention zur Gewaltprävention 
zulässt (Meyer und Abraham 2013). Die Recherche des REA war auf den Publika-
tionszeitraum zwischen Januar 2008 und Juli 2013, auf deutsch- und englisch-
sprachige Literatur sowie auf RCTs, Meta-Analysen und systematische Übersichts-
arbeiten beschränkt. Die identifizierte Studie (Hsieh et al. 2009) evaluierte 
8 x 90-minütige Gruppensitzungen (Schulung und gegenseitige Unterstützung), die 
Kontrollgruppe erhielt keine Intervention. 

Eine ältere Übersichtsarbeit mit hohem Verzerrungspotenzial arbeitete englisch-
sprachige Literatur zur Prävalenz von Gewalt gegen ältere Menschen und Interven-
tionen zur Prävention auf, die bis Ende 2008 publiziert wurde (Daly et al. 2011). 14 
Interventionsstudien aus den USA, England und Kanada wurden identifiziert, eine 
war eine frühere Publikation der oben erwähnten Studie aus Taiwan. Die Studien 
analysierten im Wesentlichen Schulungsprogramme von ein- und achtstündiger 
Dauer; die Wirksamkeit wurde überwiegend an der Veränderung von Wissen oder 
Einstellungen gemessen. Die Autoren des Reviews kamen zum Schluss, dass über 
die Wirkung von Interventionen zu wenig bekannt ist.

Eine aktuelle Übersichtsarbeit (Ayalon et al. 2016) guter Qualität untersucht 
Interventionen zur Prävention oder Reduktion von Gewalt gegen Ältere. Einge-
schlossen wurden Studien auf Englisch, die zwischen Januar 2000 und Dezember 
2014 veröffentlicht wurden. 24 Studien wurden identifiziert. Zwei Studien aus Ja-
pan und den USA thematisierten die institutionalisierte Prävention von Gewalt, 
konnten aber keine signifikanten Effekte nachweisen. Drei Studien aus Kanada, den 
USA und dem Iran zielten eher auf ein Case Management von Älteren mit Gewalt-
risiken. Sie haben ein hohes oder unklares Verzerrungspotenzial und führten zu 
widersprüchlichen Ergebnissen. In 19 Studien richtet sich die Intervention an Pfle-
gende, davon in 18 an Pflegekräfte und in einer an pflegende Angehörige. Von die-
sen Studien streben fünf die Reduktion psychischer Gewalt und 13 Interventionen 
die Reduktion freiheitsentziehender Maßnahmen an. Nur für letzteres Interventi-
onsziel beschreiben die Autoren des Reviews nachweisbare Effekte. 

Speziell zur Prävention und Reduktion freiheitsentziehender Maßnahmen in der 
Pflege durch entsprechende Schulungsprogramme für das Pflegepersonal liegt al-
lerdings ebenfalls eine systematische Übersichtsarbeit guter Qualität vor, die nur 
zwei Jahre älter ist und zu dem Schluss kam, dass aufgrund der unzureichenden 
Studienlage keine hinreichende Evidenz für den Nutzen vorliegt (Möhler et al. 
2011). 
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Interventionen zur Prävention von Gewalt zwischen Pflegebedürftigen sind ein 
noch zu neues Forschungsfeld, als dass hier Übersichtsarbeiten möglich wären 
(Castle et al. 2015). Terese et al. (2012) untersuchten in 23 Pflegeeinrichtungen der 
Interventions- und 24 der Kontrollgruppe in New York City, ob Trainings des Pfle-
gepersonals dessen Wissen um Gewalt unter Bewohnern und ihre Wahrnehmung 
erhöhen. Die Anzahl berichteter Ereignisse in der Interventionsgruppe stieg signi-
fikant. Aussagen darüber, ob sich die erhöhte Aufmerksamkeit für das Outcome 
bei den Pflegebedürftigen positiv auswirkt, sind aufgrund dieser Studie nicht mög-
lich.

16.4 Praxis in Deutschland

Trotz des geringen Wissens über den Erfolg von entsprechenden Maßnahmen wer-
den in den deutschen Versorgungsstrukturen einige Anstrengungen zur Prävention 
von Gewalt in der Pfl ege unternommen. Primär überprüfen der Medizinische Dienst 
der Krankenkassen (MDK) und die jeweilige Heimaufsicht die Qualität der Pfl ege 
und verfolgen dabei auch Hinweise auf Gewalt. Je nach Bundesland ist die Heimauf-
sicht nur für den stationären Bereich oder auch für die ambulante Pfl ege zuständig. 
Mit dieser Qualitätskontrolle werden aber voraussichtlich nur schwere Fälle von 
Gewalt identifi ziert. 

In einer Arbeit für das Zentrum für Qualität in der Pflege konnten Meyer und 
Abraham (2013) zum damaligen Zeitpunkt sechs wissenschaftlich begleitete Pro-
jekte und sechs Initiativen identifizieren, die sich mit dem Thema befassten. Die 
Initiativen leisteten im Wesentlichen Öffentlichkeitsarbeit und Beratung (Meyer 
und Abraham 2013). Gegenstand des länderübergreifenden Projektes MILCEA 
(Monitoring in Long-Term-Care – Pilot Project on Elder Abuse), koordiniert vom 
MDK, war die Entwicklung eines Monitoring-Systems zum Erkennen und zur Er-
fassung von Gewalt in der Langzeitpflege. Es wurden Rahmenbedingungen erarbei-
tet, um eine Implementierung des Monitoring-Systems auf europäischer Ebene zu 
erreichen (Schempp et al. 2012). 

Die Projekte AStrA (DHPol o. J.), PURFAM (Bonillo et al. 2013), Safer Care 
(Blättner et al. 2014) und SiliA (Görgen et al. 2012) entwickelten Interventionskon-
zepte für die häusliche Pflege; ein Projekt aus Nordrhein-Westfalen für ambulante 
und stationäre Pflegesettings. Sind es in der ambulanten Versorgung Angehörige, 
die Gewalt ausüben, könnten professionelle Pflegekräfte für Schutz sorgen, da sie 
grundsätzlich zumindest gelegentlich Zugang zum häuslichen Setting haben. Aller-
dings fehlt dafür ein expliziter Auftrag und Handlungssicherheit, die über Beratung 
durch den Pflegedienst hinausgeht (Blättner et al. 2014). Der mangelnde Auftrag ist 
ein möglicher Grund dafür, warum die in diesen Projekten entwickelten Handlungs-
hilfen in der Praxis nicht umgesetzt sind. Im Projekt „Intervention zur Prävention 
von Gewalt in der Pflege“ wurden u. a. Barrieren untersucht, die den Transfer wis-
senschaftlicher Erkenntnisse zur Prävention von Gewalt in der ambulanten und sta-
tionären Pflege in die Praxis behindern und es wurde ein Umsetzungskonzept mit 
konkreten Verfahrensanweisungen und Instrumenten entwickelt. Standards zum 
Umgang mit gewaltbehafteten Situationen waren in weniger als der Hälfte der Ein-
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richtungen vorhanden; dort wo es sie gab, waren sie den Pflegekräften nicht be-
kannt (Meyer und Abraham 2013; Siegel et al. 2014). 

Eine pragmatische Suche nach weiteren Präventionsmaßnahmen zeigte, dass 
insbesondere Schulungsprogramme von drei Stunden bis zu zwei Tagen angeboten 
werden. Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
(BGW) bietet insbesondere Schulungen zum Deeskalationstrainer an. 

In einigen Bundesländern bestehen konkrete Verpflichtungen der Einrichtungen, 
Konzepte für gewaltfreie Pflege vorzulegen. So heißt es z. B. im § 8 des Hessischen 
Gesetzes über Betreuungs- und Pflegeleistungen (HGBP): „Die Betreiberinnen und 
Betreiber von Einrichtungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 [ambulante und stationäre 
Pflege] sind verpflichtet, auch gegenüber ihren Beschäftigten, Maßnahmen zu tref-
fen, um für eine gewaltfreie und menschenwürdige Pflege der Betreuungs- und 
Pflegebedürftigen Sorge zu tragen. Insbesondere sind Vorkehrungen zum Schutz 
vor körperlichen oder seelischen Verletzungen und Bestrafungen sowie anderen 
entwürdigenden Maßnahmen zu treffen.“ In welchem Umfang dies tatsächlich ge-
lebte Praxis ist und inwieweit die Konzepte eine wirkliche Veränderung bewirken 
konnten, ist allerdings bislang nicht untersucht. 

16.5 Neue Impulse durch das Präventionsgesetz

Für die stationäre Pfl ege kann das Präventionsgesetz (PrävG) neue Impulse bringen. 
Nach § 5 Abs. 1 SGB XI sollen Pfl egekassen nunmehr unter Beteiligung der versi-
cherten Pfl egebedürftigen und der Pfl egeeinrichtungen Leistungen zur Prävention 
in stationären Pfl egeeinrichtungen erbringen, indem sie Vorschläge zur Verbesse-
rung der gesundheitlichen Situation und zur Stärkung der gesundheitlichen Res-
sourcen und Fähigkeiten entwickeln sowie deren Umsetzung unterstützen. Ein 
mögliches Handlungsfeld ist Gewalt. Eine vom Spitzenverband der GKV in Auf-
trag gegebene Expertise empfi ehlt aufgrund der Relevanz des Thema, jedoch man-
gelnden Wissens über wirksame Interventionen, dass Pfl egekassen unter Beteili-
gung der Unfallversicherungsträger und der jeweiligen Heimaufsicht wissenschaft-
lich begleitete Modellprojekte durchführen können, in denen mit Pfl egekräften und 
Pfl egebedürftigen Strategien zur Gewaltprävention in der Einrichtung entwickelt 
werden. Dahinter steckt die Idee, statt reiner Schulungen in das Management einge-
bundene Qualitätszirkel mit dem Pfl egepersonal durchzuführen, in denen gemein-
sam Strategien zur Prävention von Gewalt in der Pfl ege erarbeitet werden. Ein sol-
cher partizipatorischer Organisationsentwicklungsprozess könnte gute Chancen 
bieten, dass entsprechende Maßnahmen implementiert werden. Allerdings sollten 
solche Projekte von Forschungen zur Wirksamkeit der Interventionen begleitet wer-
den. 

Insgesamt fehlt ein umfassendes Konzept, das Strategien nach ihrer Reichweite 
in universelle, selektive und indizierte Prävention differenziert, also danach, ob es 
um die Reduktion der Gewaltbereitschaft gegenüber Pflegebedürftigen allgemein, 
um die Risikoreduktion bei besonders gefährdeten Gruppen oder um Maßnahmen 
bei denjenigen Pflegebedürftigen geht, die bereits Gewalt erfahren haben. 
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